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Zusatzbedingungen zur Privat-Haftpflichtversicherung 
– Opferhilfe –  

(ZB PHV Opferhilfe) 
 
 

 
Soweit vereinbart und im Versicherungsschein genannt ist, 
besteht Versicherungsschutz in Form einer Opferhilfe im Rah-
men der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-
pflichtversicherung (AHB) und der Besonderen Bedingungen und 
Risikobeschreibungen zur Privat-Haftpflichtversicherung – Plus 
oder Premium (BBR PHV) wie folgt: 

 
 

1. Gegenstand der Opferschutzdeckung 

Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass eine versi-
cherte Person während der Wirksamkeit der Versicherung 
Opfer einer Gewalttat nach § 1 Absatz 1 und 2 des Opfer-
entschädigungsgesetzes geworden ist und dadurch eine 
körperliche (nicht psychische) Schädigung erlitten hat. 

 
 

2. Ausschlüsse 

Kein Versicherungsschutz besteht 

• für Schädigungen der versicherten Person durch häusli-
che Gewalt und 

• für Schädigungen, die sich die in diesem Versicherungs-
vertrag versicherten Personen untereinander zugefügt 
haben. 

 
 

3. Leistungsvoraussetzungen 

Voraussetzung für die Leistung ist, dass der versicherten 
Person Versorgung nach dem Opferschutzgesetz in entspre-
chender Anwendung der §§ 30 bis 34 des Bundesversor-
gungsgesetzes bewilligt wurden (Bewilligungsbescheid). 

 
 

4. Umfang der Leistung 

Der Versicherer leistet den Betrag, der sich aus der Kapitali-
sierung der bewilligten Leistungen gemäß §§ 30 bis 34 des 
Bundesversorgungsgesetzes für den Zeitraum von 3 Jahren 
ergibt, höchstens jedoch 50.000 Euro. 

 
 

5. Zeitliche Begrenzung des Versicherungsschutzes 

Versicherungsschutz besteht für Versicherungsfälle, 

• die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
ten sind und 

• die dem Versicherer nicht später als 2 Jahre nach dem 
Ende der Versicherung unter Vorlage des Bewilligungs-
bescheides gemeldet werden. 
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Zusatzbedingungen zur Privat-Haftpflichtversicherung 
– Rechtsschutz Forderungsausfall – 

(ZB PHV Rechtsschutz) 
 

 
Sofern besonders vereinbart ergänzt dieses Bedingungswerk die 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen zur Privat-
Haftpflichtversicherung – Plus oder Premium (BBR PHV). Der 
Rechtsschutz Forderungsausfall kann ausschließlich in Verbin-
dung mit diesen abgeschlossen werden. 
 
Versicherer für diese Rechtsschutzversicherung ist die 

ARAG SE 
ARAG Platz 1 
40472 Düsseldorf 
 
Sitz und Registergericht: Düsseldorf, HRB 66846 
 
Zur gerichtlichen Durchsetzung eines Schadenersatzanspruches, 
für den im Rahmen der Forderungsausfallversicherung gemäß 
Ziffer 4.9 der BBR PHV Versicherungsschutz besteht, leistet die 
ARAG SE Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß den nachfolgen-
den Bedingungen, wenn dies nicht durch eine anderweitig be-
stehende Rechtsschutzversicherung gedeckt ist (subsidiäre 
Deckung). Versicherungsschutz besteht nur, sofern der Streit-
wert 1.000 Euro übersteigt. 
 
 

1. Leistungsumfang 

1.1 Der Versicherer trägt bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles 
die zur Rechtsverfolgung erforderlichen Kosten 

a) eines für die versicherte Person tätigen Rechtsan-
waltes bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines 
am Ort des zuständigen Gerichtes ansässigen Rechts-
anwaltes, 

b) des Gerichts einschließlich der Entschädigung für Zeu-
gen und Sachverständige, die vom Gericht herange-
zogen werden sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers, 

c) der Reisen der versicherten Person zu einem auslän-
dischen Gericht, wenn ihr Erscheinen als Partei vorge-
schrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen 
erforderlich ist, in Höhe von maximal 2.500 Euro pro 
Rechtsschutzfall, 

d) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner recht-
lichen Interessen entstanden sind, soweit die versicherte 
Person zu deren Erstattung verpflichtet ist, 

e) von bis zu drei Zwangsvollstreckungsmaßnahmen je 
Vollstreckungstitel. 

1.2 Bei Auslandsbezug sorgt der Versicherer für 

a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtli-
chen Interessen der versicherten Person notwendigen 
schriftlichen Unterlagen und trägt die dabei anfallenden 
Kosten, 

b) die Bestellung eines für die Wahrnehmung der rechtli-
chen Interessen der versicherten Person erforderlichen 
Dolmetschers und trägt die für dessen Tätigkeit ent-
stehenden Kosten. 

1.3 Die Versicherungssumme je Rechtsschutzfall beträgt 
höchstens 250.000 Euro. Zahlungen für den Versiche-
rungsnehmer und mitversicherte Personen aufgrund des-
selben Rechtsschutzfalles werden hierbei zusammen-
gerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer 
Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammen-
hängen. 

1.4 Der Versicherer trägt nicht 

a) Kosten, die bei einer einverständlichen Erledigung 
durch Vergleich nicht dem Verhältnis des vom Versi-
cherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum er-
zielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine 
hiervon abweichende Kostenverteilung gesetzlich vor-
geschrieben ist, 

b) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen, die später als ein Jahr nach Rechtskraft des 
Vollstreckungstitels eingeleitet werden. 

 
 

2. Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten 

Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen 

a) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, 
Marken-, Domain-, Geschmacksmuster-, Gebrauchs-
musterrechten oder sonstigen Rechten aus geistigem 
Eigentum; 

b) in ursächlichem Zusammenhang 

aa) mit Spiel- oder Wettverträgen, Termin- oder vergleich-
baren Spekulationsgeschäften sowie Gewinnzusagen, 

bb) dem Ankauf, der Veräußerung, der Verwaltung und 
der Finanzierung von 

• Wertpapieren (z. B. Aktien, Rentenwerte, Fonds-
anteile), 

• Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen  
(z. B. Schuldverschreibungen, auch solche der öf-
fentlichen Hand), 

• Beteiligungen (z. B. an Kapitalanlagemodellen, stil-
len Gesellschaften, Genossenschaften); 

c) vor Verfassungsgerichten, supranationalen oder interna-
tionalen Gerichten. 

 
 

3. Verhalten nach Eintritt des Rechtsschutzfalles 

3.1 Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Ver-
sicherungsnehmers nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 
erforderlich, hat er 

a) dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich  
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 

b) den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über 
sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalles zu unter-
richten sowie Beweismittel anzugeben und Unterlagen 
auf Verlangen zur Verfügung zu stellen; 

c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt 
werden, 

aa) Kosten auslösende Maßnahmen mit dem Versi-
cherer abzustimmen, insbesondere vor der Erhe-
bung und Abwehr von Klagen sowie vor der Einle-
gung von Rechtsmitteln die Zustimmung des Ver-
sicherers einzuholen; 

bb) für die Minderung des Schadens im Sinne des 
§ 82 VVG zu sorgen. Dies bedeutet, dass die 
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Rechtsverfolgungskosten so gering wie möglich 
gehalten werden sollen. Von mehreren möglichen 
Vorgehensweisen hat der Versicherungsnehmer 
die kostengünstigste zu wählen, indem er z. B. 
(Aufzählung nicht abschließend): 

• nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das 
Ziel kostengünstiger mit einem Prozess er-
reicht werden kann (z. B. Bündelung von An-
sprüchen oder Inanspruchnahme von Gesamt-
schuldnern als Streitgenossen, Erweiterung 
einer Klage statt gesonderter Klageerhebung); 

• auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die 
in der aktuellen Situation nicht oder noch nicht 
notwendig sind; 

• vor Klageerhebung die Rechtskraft eines an-
deren gerichtlichen Verfahrens abwartet, das 
tatsächliche oder rechtliche Bedeutung für den 
beabsichtigten Rechtsstreit haben kann; 

• vorab nur einen angemessenen Teil der An-
sprüche einklagt und die etwa nötige gerichtli-
che Geltendmachung der restlichen Ansprüche 
bis zur Rechtskraft der Entscheidung über die 
Teilansprüche zurückstellt; 

• in allen Angelegenheiten, in denen nur eine 
kurze Frist zur Erhebung von Klagen oder zur 
Einlegung von Rechtsbehelfen zur Verfügung 
steht, dem Rechtsanwalt einen unbedingten 
Prozessauftrag zu erteilen, der auch vorge-
richtliche Tätigkeiten mit umfasst. 

Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Schadens 
Weisungen des Versicherers einzuholen und zu befolgen. Er 
hat den Rechtsanwalt entsprechend der Weisung zu beauf-
tragen. 

3.2 Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechts-
schutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift 
der Versicherungsnehmer Maßnahmen zur Wahrnehmung 
seiner rechtlichen Interessen, bevor der Versicherer den 
Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch 
solche Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die 
Kosten, die er bei einer Rechtsschutzbestätigung vor Ein-
leitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte. 

3.3 Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden 
Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechtsanwälte auswäh-
len, deren Vergütung der Versicherer nach Ziffer 1 trägt. 
Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus, 

a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt; 

b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt 
benennt und dem Versicherer die alsbaldige Beauf-
tragung eines Rechtsanwaltes notwendig erscheint. 

3.4 Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht 
bereits selbst beauftragt hat, wird dieser von dem Versi-
cherer im Namen des Versicherungsnehmers beauftragt. 
Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist der Versicherer 
nicht verantwortlich. 

3.5 Der Versicherungsnehmer hat 

a) den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauf-
tragten Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß 
zu unterrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die 
möglichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen 
Unterlagen zu beschaffen; 

b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den 
Stand der Angelegenheit zu geben. 

3.6 Wird eine der in den Absätzen 3.1 oder 3.5 genannten 
Obliegenheiten vorsätzlich verletzt, verliert der Versiche-
rungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahr-
lässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilweise Weg-
fall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung  
einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer 

durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechts-
folge hingewiesen hat. Weist der Versicherungsnehmer 
nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig ver-
letzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfüllung sei-
ner Obliegenheiten die Kenntnis und das Verhalten des 
von ihm beauftragten Rechtsanwalts zurechnen lassen, 
sofern dieser die Abwicklung des Rechtsschutzfalles ge-
genüber dem Versicherer übernimmt. 

3.7 Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit 
schriftlichem Einverständnis des Versicherers abgetreten 
werden. 

3.8 Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf 
Erstattung von Kosten, die der Versicherer getragen hat, 
gehen mit ihrer Entstehung auf diesen über. Soweit ihm 
bereits Kosten erstattet wurden, sind diese an den Versi-
cherer zurückzuzahlen. 

Ist eine Kostenerstattung noch nicht erfolgt, hat der Versi-
cherungsnehmer die für die Geltendmachung der Ansprü-
che notwendigen Unterlagen dem Versicherer auszuhän-
digen und bei dessen Maßnahmen gegen die anderen auf 
Verlangen mitzuwirken. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leis-
tung insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen keinen 
Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

 
 

4. Stichentscheid 

4.1 Die ARAG kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn ihrer 
Auffassung nach die Wahrnehmung der rechtlichen Inte-
ressen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat  oder 
die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. 

Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn der durch die Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen voraussichtlich entste-
hende Kostenaufwand unter Berücksichtigung der berech-
tigten Belange der Versichertengemeinschaft in einem 
groben Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht. 

Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen 
Fällen unverzüglich unter Angabe der Gründe schriftlich 
mitzuteilen. 

4.2 Hat die ARAG ihre Leistungspflicht gemäß Ziffer 4.1 ver-
neint und stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung 
der ARAG nicht zu, kann er den für ihn tätigen oder noch 
zu beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten der ARAG 
veranlassen, dieser gegenüber eine begründete Stellung-
nahme abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen in einem angemessenen Verhältnis zum angestreb-
ten Erfolg steht und hinreichende Aussicht auf Erfolg ver-
spricht. Die Entscheidung ist für beide Teile bindend, es 
sei denn, dass sie offenbar von der wirklichen Sach- und 
Rechtslage erheblich abweicht. 

4.3 Die ARAG kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von 
mindestens einem Monat setzen, binnen der der Versiche-
rungsnehmer den Rechtsanwalt vollständig und wahrheits-
gemäß über die Sachlage zu unterrichten und die Be-
weismittel anzugeben hat, damit diese die Stellungnahme 
gemäß Ziffer 4.2 abgeben kann. Kommt der Versiche-
rungsnehmer dieser Verpflichtung nicht innerhalb der von 
der ARAG gesetzten Frist nach, entfällt der Versiche-
rungsschutz. Die ARAG ist verpflichtet, den Versiche-
rungsnehmer ausdrücklich auf die mit dem Fristablauf ver-
bundene Rechtsfolge hinzuweisen. 
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Zusatzbedingungen zur Privat-Haftpflichtversicherung 
– Best Leistungsgarantie – 

(ZB PHV Best Leistung) 
 

 

1. Gegenstand 

Bietet zum Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles 
ein anderer, zum Betrieb in Deutschland zugelassener Ver-
sicherer eine Privathaftpflicht-Versicherung mit einem wei-
tergehenden Versicherungsschutz an, als es gemäß dem mit 
uns abgeschlossenen Vertrag der Fall ist, so erweitern wir 
für die bei uns versicherten Personen dementsprechend 
auch unsere Leistung im nachfolgend genanntem Umfang, 
wenn 

• der Versicherungsnehmer durch Vorlage geeigneter Un-
terlagen, insbesondere der Versicherungsbedingungen, 
den weitergehenden Versicherungsschutz und die Identi-
tät des betreffenden Versicherers nachweist; 

• es sich bei dem Tarif des anderen Versicherers um ei-
nen, beim Eintritt des Versicherungsfalles aktuellen, für 
jedermann zugänglichen Tarif handelt und der Versiche-
rungsnehmer hiernach bei dem anderen Versicherer 
versicherbar gewesen wäre. 

 
 

2. Umfang 

2.1 Versicherte Risiken 

Diese Bestleistungsgarantie erstreckt sich auf die gesetz-
liche Haftpflicht der Versicherten als Privatperson/en (Zif-
fer 1 der Besonderen Bedingungen und Risikobeschrei-
bungen zur Privat-Haftpflichtversicherung) 

2.2 Entschädigungsgrenzen unterhalb der Versicherungssumme 
(Sublimits) 

Ist die Höchstleistung für einen Versicherungsfall auf einen 
Betrag begrenzt, der unterhalb der in diesem Vertrag ver-
einbarten allgemeinen Versicherungssumme(n) liegt, er-
höhen wir unsere Entschädigungsleistung entsprechend 
der für den betreffenden Versicherungsfall nachgewiese-
nen Höchstleistung des anderen Versicherers. 

2.3 Versicherungssumme 

Unsere Entschädigungsleistung für den einzelnen Versi-
cherungsfall bleibt auf die mit uns vereinbarte Versiche-
rungssumme begrenzt. 

Desweiteren bleibt es bei der mit uns vereinbarten Be-
grenzung der Entschädigungsleistung für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres. 

2.4 Selbstbehalte 

Ist mit uns ein Selbstbehalt vereinbart, der über dem nach-
gewiesenen Selbstbehalt des anderen Versicherers liegt, 
erfolgt unsere Entschädigungsleistung unter Anrechnung 
des Selbstbehaltes des anderen Versicherers.  

Bietet der andere Versicherer nachweislich den Versiche-
rungsschutz ohne Selbstbehalt, erfolgt unsere Entschädi-
gungsleistung unter Streichung unseres Selbstbehaltes. 

Dies gilt nicht, wenn 

• der Versicherungsnehmer bei Abschluss des Vertra-
ges durch Wahl einer entsprechenden Tarifvariante 
den Selbstbehalt mit uns vereinbart hat 

oder 

• dem Versicherungsnehmer der Abschluss oder die 
Fortführung des Vertrages nur unter Zugrundelegung 
des Selbstbehaltes angeboten wurde. 

In diesen Fällen erfolgt unsere Entschädigungsleistung unter 
Anrechnung des mit uns vereinbarten Selbstbehaltes. 

 
 

3. Ausschlüsse 

Von dieser Bestleistungsgarantie bleibt/bleiben ausge-
schlossen: 

3.1 die Haftpflicht  

• aus den Gefahren eines Betriebes, Berufes, Dienstes 
oder Amtes sowie die Haftpflicht aus einer verantwort-
lichen Betätigung in Vereinigungen aller Art, 

• aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungs-
pflichtigen Kraft-, Luft oder Wasserfahrzeugen; 

3.2 Ansprüche 

• aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen, 

• die auf Vertragserfüllung oder anstelle der Erfüllungs-
leistung tretende Leistungen gerichtet sind, entspre-
chend Ziffer 1.2 (1) bis (6) AHB, 

• soweit über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht 
hinausgehen, 

• wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Sub-
stanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind; 

• wegen Vermögensschäden; 

3.3 Versicherungsansprüche 

• aller Personen, die den Schaden vorsätzlich herbeige-
führt haben (Ziffer 7.1 AHB), 

• wegen Schäden, welche die Versicherten selbst erlit-
ten haben (Eigenschäden), 

• welche die Versicherten bei einem anderen Versiche-
rer deshalb gehabt hätten, weil dieser auf sein Leis-
tungskürzungs- bzw. Leistungsverweigerungsrecht, 
welches ihm nach dem Versicherungsvertragsgesetz 
bei Obliegenheitsverletzungen durch die Versicherten 
zusteht, verzichtet; 

3.4 Risiken, die nach Abschluss dieses Vertrages neu entste-
hen. Für diese gelten ausschließlich die im vorliegenden 
Vertrag getroffenen Bestimmungen zur Vorsorgeversiche-
rung. 

 
 

4. Kündigung der Bestleistungsgarantie 

4.1 Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können 
jederzeit unter Einhaltung einer Frist von einem Monat die-
se Bestleistungsgarantie in Textform kündigen. 

4.2 Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsneh-
mer die Privathaftpflicht innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeit-
punkt kündigen. 

4.3 Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, 
dass seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden 
Versicherungsjahres wirksam wird. 

 
 

5. Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 

Mit Beendigung der Privathaftpflichtversicherung erlischt 
auch diese Bestleistungsgarantie. 
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